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von Unruhe im Klassenraum, ein Verlassen des Schulgeländes während der Pausen, das 

Nichtanfertigen von Hausarbeiten, Verstöße gegen die Kleiderordnung oder auch Verstöße 

gegen den Sprachkodex als weniger gravierend mit der Folge, dass zunächst nur Erziehungs-

, nicht aber Ordnungsmaßnahmen in Betracht kommen, um dieses Fehlverhalten zu sanktio-

nieren. Auf Grund besonderer Umstände im Einzelfall, insbesondere bei sich häufenden Ver-

stößen dieser Art, kann gleichwohl die Verhängung einer Ordnungsmaßnahme in Betracht 

kommen. Umgekehrt kommt aber auch bei einem gravierenden Fehlverhalten eines Schülers 

wegen besonderer Umstände im Einzelfall eine reine Erziehungsmaßnahme in Betracht, etwa, 

wenn die Verhängung einer an sich möglichen Ordnungsmaßnahme nicht erforderlich oder 

unangemessen nachteilig für den Schüler wäre (vgl. OVG NRW, Urt. v. 5. September 2000 – 

19 B 1244/00 -, juris). 

 

Indes unterliegen Schulordnungsmaßnahmen einer nur eingeschränkten gerichtlichen Kon-

trolle. Die Wahl der jeweiligen Ordnungsmaßnahme nach § 39 Abs. 2 SächsSchulG stellt sich 

als pädagogische Ermessensentscheidung des - hier gemäß § 39 Abs. 3 Nr. 2 SächsSchulG 

- zuständigen Schulleiters dar. Diese verlangt die pädagogische Bewertung einer bestimmten 

schulischen Situation, der Person und des Verhaltens des betreffenden Schülers sowie etwa-

iger anderer Beteiligter, die sich einer rein rechtlichen Beurteilung weitgehend entzieht (vgl. 

VG Regensburg, Beschl. v. 4. Februar 2020 - RO 3 S 20.11 -, juris). Bei dieser Ermessens-

entscheidung hat der Entscheidungsträger darauf zu achten, dass die Ordnungsmaßnahme in 

einem angemessenen Verhältnis zur Schwere des zu ahndenden oder zu unterbindenden Ver-

haltens steht. Eine endgültige Entlassung setzt disziplinarische Schwierigkeiten oder Verstöße 

von deutlichem Gewicht voraus. Bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit einer Ordnungsmaß-

nahme haben die Gerichte die gegen die Maßnahme erhobenen Einwendungen und die pä-

dagogische Bewertung der Schule auf Angemessenheit hin zu prüfen, da die Entlassung eines 

Schülers von der Schule ganz erheblich in die Rechtstellung des betroffenen Schülers ein-

greift. 

 

Die gerichtliche Prüfung in der Hauptsache beschränkt sich allerdings nur darauf, ob die tat-

bestandlichen Voraussetzungen für die Anwendung der Ordnungsmaßnahme vorliegen, der 

Schulleiter seine pädagogische Entscheidung auf hinreichend ermittelte Tatsachen und Fest-

stellungen gestützt hat, Verfahrensvorschriften eingehalten wurden, die Entscheidung frei von 

sachfremden Erwägungen ist und der nach § 39 Abs. 1 SächsSchulG ausdrücklich zu beach-

tende Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt wird (SächsOVG, Beschl. v. 23. Januar 

2023 - 2 B 9/23 - u. v. 22. November 2022 - 2 B 297/22 -, beide juris m.w.N). 

 

Bei der vom Gericht zu treffenden eigenen Entscheidung über die Frage der Anordnung der 

aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs sind die privaten Interessen eines 










